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Bericht und Beschlussempfehlung

des Sozialausschusses

Entwurf eines Gesetzes über den Öffentlichen Gesundheitsdienst

- Gesundheitsgesetz (GDG) -

Gesetzentwurf der Landesregierung

Drucksache 15/1045

Der Landtag hat den oben genannten Gesetzentwurf durch Plenarbeschluss vom 11. Juli
2001 dem Sozialausschuss überwiesen.

Der Sozialausschuss hat den Gesetzentwurf in zwei Sitzungen, zuletzt am 29. November
2001, beraten und empfiehlt dem Landtag mit den Stimmen der Fraktionen von SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktionen von CDU und FDP, den
Gesetzentwurf in der Fassung der rechten Spalte der nachstehenden Gegenüberstel-
lung anzunehmen. Änderungen gegenüber dem Gesetzentwurf der Landesregierung
sind durch Fettdruck kenntlich gemacht.

Andreas Beran

Vorsitzender
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Gesetz über den Öffentlichen Gesundheitsdienst

(Gesundheitsdienst-Gesetz - GDG) -

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Gesetzentwurf der Landesregierung: Ausschussvorschlag:

Abschnitt I

Allgemeines

Abschnitt I

Allgemeines

§ 1

Ziel des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes

unverändert

Ziel des Öffentlichen Gesundheitsdienstes ist

es, im Rahmen seiner Aufgaben (§§ 5 bis 13)

insbesondere

auf gesunde und gesundheitsförderliche Le-

bensverhältnisse hinzuwirken und gleiche

Gesundheitschancen für alle anzustreben,

die gesundheitliche Eigenverantwortung und

Urteilsfähigkeit der Bürgerinnen und Bürger

zu stärken,

auf die Vermeidung von Gesundheitsrisiken

und auf den Schutz der oder des Einzelnen

und der Allgemeinheit vor gesundheitlichen

Beeinträchtigungen hinzuwirken,
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eine neutrale Sachverständigenfunktion für

andere Stellen vorzuhalten.

§ 2

Kooperation und Koordination

(1) Die Träger des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes streben eine enge Zusammen-

arbeit mit allen von gesundheitlichen Fragen

betroffenen Behörden und den Stellen an,

die Leistungen zur gesundheitlichen Versor-

gung erbringen oder gesundheitsbezogene

Interessen vertreten. Sie sollen auf eine Ko-

ordination der Angebote hinwirken und Maß-

nahmen der anderen zur Leistung Verpflich-

teten anregen.

(2) Die Träger des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes streben zur Verwirklichung der

Zielsetzung des § 1 Vereinbarungen mit den

Kosten- und Leistungsträgern an. Sie können

ihnen Dienstleistungen des Öffentlichen Ge-

sundheitsdienstes anbieten.

§ 3

Träger, Aufsicht

(1) Träger des Öffentlichen Gesundheits-

dienstes sind das Land, die Kreise und die

kreisfreien Städte. Die Kreise und kreisfreien

Städte nehmen ihre Aufgaben als pflichtige

Selbstverwaltungsaufgaben wahr.

(2) Das Land übt die Aufsicht darüber aus,

dass die Kreise und kreisfreien Städte ihre

Aufgaben nach diesem Gesetz rechtmäßig
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erfüllen. Aufsichtsbehörde ist das Ministerium

für Arbeit, Soziales, Gesundheit und

Verbraucherschutz. Es berät und unterstützt

die Kreise und kreisfreien Städte mit dem Ziel

einer landesweit ausgewogenen Aufgaben-

erfüllung. Abweichend von § 129 der Ge-

meindeordnung und § 68 der Kreisordnung

kann die Aufsichtsbehörde Maßnahmen im

Sinne der §§ 123 und 124 der Gemeindeord-

nung sowie im Sinne der §§ 62 und 63 der

Kreisordnung im Einvernehmen mit dem In-

nenministerium treffen. Die Anordnung von

Zwangsmaßnahmen nach den §§ 125 und

127 der Gemeindeordnung und den §§ 64

und 66 der Kreisordnung bleibt dem Innenmi-

nisterium vorbehalten.

§ 4

Grundsätze der Aufgabenerfül-

lung

(1) Die Träger des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes steuern die Erfüllung ihrer Auf-

gaben unter Beachtung der Ziele nach § 1.

Sie bestimmen , insbesondere auf der

Grundlage der Gesundheitsberichte (§ 6),

Gesundheitsziele und treffen geeignete Maß-

nahmen zur Qualitätssicherung für ihre Auf-

gaben. Die Kreise und kreisfreien Städte

können vereinbaren, ihre Aufgaben arbeits-

teilig wahrzunehmen.

(2) Die Träger des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes, öffentliche Planungsträger und

andere Stellen haben sich gegenseitig bei

allen Planungen und Maßnahmen, die für die

gesundheitlichen Belange der Bevölkerung
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bedeutsam sind, rechtzeitig anzuhören.

(3) Die Träger des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes beraten Behörden in human-

medizinischen und hygienischen Fachfragen,

soweit nicht andere Stellen zuständig sind.

Abschnitt II

Aufgaben des Öffentlichen

Gesundheitsdienstes

Abschnitt II

Aufgaben des Öffentlichen

Gesundheitsdienstes

§ 5

Gesundheitsförderung

§ 5

Gesundheitsförderung

Die Kreise und kreisfreien Städte stellen si-

cher, dass ihre Planungen und Maßnahmen

auch auf anderen in Betracht kommenden

Handlungsfeldern, insbesondere in den Be-

reichen Siedlungsentwicklung, Wohnen,

Schule, Jugend, Menschen im Alter, Verkehr,

Umwelt, Arbeitswelt und Soziales, die Ziele

des Öffentlichen Gesundheitsdienstes ein-

schließlich der Gesundheitsziele nach § 4

Abs. 1 angemessen berücksichtigen (Ge-

sundheitsförderung). Sie können hierzu ins-

besondere gesundheitsfördernde Aktivitäten

initiieren, unterstützen und koordinieren und

die Bevölkerung oder benachteiligte Gruppen

durch Information, Beratung und Aufklärung

über Gesundheitsrisiken, gesundheitsför-

dernde Verhaltensweisen und Verhältnisse

unterrichten und sie zu gesundheitsbewuss-

tem Verhalten aktivieren.

unverändert
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§ 6

Gesundheitsberichterstattung

§ 6

Gesundheitsberichterstattung

(1) Zur Unterrichtung über die gesundheitli-

chen Verhältnisse, insbesondere über Ge-

sundheitsrisiken einschließlich der Auswir-

kungen von Umwelteinflüssen, den Gesund-

heitszustand und das Gesundheitsverhalten

der Bevölkerung sammeln die Kreise und

kreisfreien Städte die hierfür notwendigen

nichtpersonenbezogenen Daten, werten sie

nach epidemiologischen Gesichtspunkten

aus und führen sie in Gesundheitsberichten

zusammen. Soweit die Kreise und kreisfreien

Städte zur Erhebung von Daten nach Satz 1

nicht in der Lage sind oder die Erhebung mit

unverhältnismäßigem Aufwand verbunden ist,

wirken sie darauf hin, dass die entsprechen-

den Daten von anderen Behörden erhoben

werden. Behörden, die über Daten im Sinne

von Satz 1 verfügen, teilen diese den Kreisen

und kreisfreien Städten auf Anforderung mit.

(1) Zur Unterrichtung über die gesundheitli-

chen Verhältnisse, insbesondere über Ge-

sundheitsrisiken einschließlich der Auswirkun-

gen von Umwelteinflüssen, den Gesundheits-

zustand und das Gesundheitsverhalten der

Bevölkerung sammeln die Kreise und kreis-

freien Städte die hierfür notwendigen nicht-

personenbezogenen Daten, werten sie nach

epidemiologischen Gesichtspunkten aus und

führen sie in regelmäßigen Abständen in

Gesundheitsberichten zusammen. Soweit die

Kreise und kreisfreien Städte zur Erhebung

von Daten nach Satz 1 nicht in der Lage sind

oder die Erhebung mit unverhältnismäßigem

Aufwand verbunden ist, wirken sie darauf hin,

dass die entsprechenden Daten von anderen

Behörden erhoben werden. Behörden, die

über Daten im Sinne von Satz 1 verfügen,

teilen diese den Kreisen und kreisfreien

Städten auf Anforderung mit.

(2) Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge-

sundheit und Verbraucherschutz legt im Ein-

vernehmen mit den Kreisen und kreisfreien

Städten für die Datenerhebung nach Absatz

1 einheitliche Kriterien fest, soweit dies für

den Vergleich oder die Zusammenführung

von Ergebnissen der Gesundheitsberichter-

stattung erforderlich ist. Die Kreise und

kreisfreien Städte leiten ihre Gesundheitsbe-

richte dem Ministerium für Arbeit, Soziales,

Gesundheit und Verbraucherschutz zu.

(2) Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge-

sundheit und Verbraucherschutz legt im Be-

nehmen mit den Kreisen und kreisfreien

Städten für die Datenerhebung und Bericht-

erstattung nach Absatz 1 einheitliche inhalt-

liche und formale  Kriterien fest, soweit dies

für den Vergleich oder die Zusammenführung

von Ergebnissen der Gesundheitsberichter-

stattung erforderlich ist. Die Kreise und kreis-

freien Städte leiten ihre Gesundheitsberichte

dem Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesund-

heit und Verbraucherschutz zu.
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(3) Soweit für besondere Fragestellungen

personenbezogene Daten erhoben werden

müssen, gelten § 3 Abs. 4, §§ 6, 8 bis 10 und

12 bis 19 des Landesstatistikgesetzes vom

8. März 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 131), Zu-

ständigkeiten angepasst durch Landesver-

ordnung vom 16. Juni 1998 (GVOBl. Schl.-H.

S. 210), entsprechend. Eine Auskunftspflicht

besteht nicht

(3) unverändert

(4) Das Ministerium für Arbeit Soziales, Ge-

sundheit und Verbraucherschutz erstellt Lan-

desgesundheitsberichte über einzelne The-

men oder Bevölkerungsgruppen.

(4) Das Ministerium für Arbeit Soziales, Ge-

sundheit und Verbraucherschutz erstellt zu-

mindest einmal in der Legislaturperiode

Landesgesundheitsberichte über einzelne

Themen oder Bevölkerungsgruppen.

§ 7

Kinder- und Jugendgesundheit

§ 7

Kinder- und Jugendgesundheit

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte schüt-

zen und fördern die Gesundheit von Kindern

und Jugendlichen; sie nehmen dazu insbe-

sondere die schulärztlichen Aufgaben nach

den schulrechtlichen Bestimmungen wahr.

Dabei führen sie die zur Früherkennung von

Krankheiten, Behinderungen, Entwicklungs-

und Verhaltensstörungen bei Kindern und

Jugendlichen notwendigen Untersuchungen

durch, ermitteln den Impfstatus und vermitteln

Behandlungs- und Betreuungsangebote.

Leistungen der Gesundheitshilfe (§ 8) blei-

ben unberührt.

(1) unverändert

(2) Unter Berücksichtigung der Leistungs-

pflicht anderer Stellen gemäß § 21 des

Fünften Buches Sozialgesetzbuch stellen die

Kreise und kreisfreien Städte in den dort ge-

regelten Formen die Durchführung der Maß-

(2) Unter Berücksichtigung der Leistungs-

pflicht anderer Stellen gemäß § 21 des Fünf-

ten Buches Sozialgesetzbuch stellen die Krei-

se und kreisfreien Städte in den dort gere-

gelten Formen die Durchführung der Maß-
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nahmen zur Erkennung und Verhütung von

Zahnerkrankungen (Gruppenprophylaxe)

sicher.

nahmen zur Erkennung und Verhütung von

Zahnerkrankungen (Gruppenprophylaxe) ins-

besondere durch regelmäßige Untersu-

chungen zur Feststellung von Zahn-,

Mund- und Kiefererkrankungen in Kin-

dertagesstätten und Schulen sicher.

(3) Die Kreise und kreisfreien Städte erfas-

sen die Ergebnisse der Untersuchungen

nach Absatz 1 und 2 sowie den Impfstatus

statistisch und werten sie aus; § 6 Abs. 2

Satz 2 gilt entsprechend.

(3) unverändert

(4) Schulen, Kindertagesstätten und Gemein-

schaftseinrichtungen sowie deren Träger sind

verpflichtet, bei Maßnahmen nach Absatz 1

und 2 mitzuwirken, insbesondere die erfor-

derlichen Auskünfte zu geben und Räume zur

Verfügung zu stellen.

(4) unverändert

§ 8

Gesundheitshilfe

§ 8

Gesundheitshilfe

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte gewäh-

ren Gesundheitshilfe insbesondere

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte gewäh-

ren Gesundheitshilfe insbesondere

1. behinderten und von Behinderung be-

drohten Menschen, chronisch Kranken

sowie Menschen, die an einer Infektions-

krankheit leiden oder von ihr bedroht

sind,

1. behinderten und von Behinderung be-

drohten Menschen, Migrantinnen und

Migranten, Obdachlosen, chronisch

Kranken sowie Menschen, die an einer

Infektionskrankheit leiden oder von ihr be-

droht sind,

2. in gesundheitlichen Fragen der Sexual-

aufklärung, Verhütung und Familienpla-

nung, bei allen eine Schwangerschaft

unmittelbar oder mittelbar berührenden

Fragen sowie bei Fragen zur Vermeidung

und Bewältigung von Schwangerschafts-

2. unverändert
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konflikten,

3. sozial benachteiligten Eltern von Säuglin-

gen und Kleinkindern.

3. unterstützungsbedürftigen Eltern von

Säuglingen und Kleinkindern.

Gesundheitshilfe wird gewährt durch Bera-

tung und Betreuung, im Einzelfall auch durch

aufsuchende Hilfe.

Gesundheitshilfe wird gewährt durch Beratung

und Betreuung, im Einzelfall auch durch auf-

suchende Hilfe.

(2) Die Kreise und kreisfreien Städte wirken

darauf hin, dass auch andere Stellen ent-

sprechende Beratungsangebote bereitstel-

len.

(3) unverändert

§ 9

Umweltbezogener Gesundheits-

schutz

§ 9

Umweltbezogener Gesundheits-

schutz

Die Träger des Öffentlichen Gesundheits-

dienstes informieren und beraten die Bevöl-

kerung sowie Behörden in umweltmedizini-

schen Fragen sowie über den Schutz vor

gesundheitsgefährdenden Einflüssen aus der

Umwelt und regen Maßnahmen zu deren Ab-

wehr an. Im Rahmen der Anhörung nach § 4

Abs. 2 weisen die Kreise und kreisfreien

Städte auf gesundheitliche Risiken von Pla-

nungen und Maßnahmen hin.

unverändert

§ 10

Infektionsschutz

§ 10

Infektionsschutz

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte nehmen

die Aufgaben nach dem Infektionsschutzge-

setz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045) und

den hierzu erlassenen Verordnungen wahr,

unverändert
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soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas

anderes bestimmt ist. Sie wirken auf einen

umfassenden Impfschutz der Bevölkerung

und auf die Erhöhung der Impfquote hin.

(2) Soweit Einrichtungen nach den Vor-

schriften des Infektionsschutzgesetzes von

den Kreisen und kreisfreien Städten zu über-

wachen sind, können diese bestimmen, dass

sich die Überwachung ganz oder teilweise auf

die Überprüfung von Hygiene-Zertifikaten

beschränkt. Sie können hierbei auch die Zer-

tifizierungsstelle festlegen. Zur Zertifizierung

befugt sind staatliche Hygiene-Institute, Medi-

zinal-Untersuchungsämter, Kreise und kreis-

freie Städte sowie vom Ministerium für Arbeit,

Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz

zugelassene Hygiene-Zertifizierungsstellen.

(3) Die Zulassung als Hygiene-Zertifizierungs-

stelle nach Absatz 2 setzt voraus, dass die

Stelle

1. von einer zuverlässigen Person geleitet

wird,

2. über die notwendigen technischen, orga-

nisatorischen und räumlichen Vorausset-

zungen verfügt und

3. eine verantwortliche Person beschäftigt,

die über die notwendigen Kenntnisse und

Erfahrungen für die Beurteilung der An-

forderungen der Hygiene verfügt.
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§ 11

Aufgaben nach anderen

Rechtsvorschriften

§ 11

Aufgaben nach anderen

Rechtsvorschriften

Die Kreise und kreisfreien Städte nehmen die

Aufgaben wahr nach

unverändert

1. den Internationalen Gesundheitsvorschrif-

ten in der Fassung der Bekanntmachung

vom 10. April 1975 (BGBl. II S. 456) mit

den dazu erlassenen Verordnungen,

2. der Verordnung über die Krankenfürsor-

ge auf Kauffahrteischiffen vom

25. April 1972 (BGBl. I S. 734), zuletzt ge-

ändert durch Verordnung vom 22. April

1996 (BGBl. I S. 631),

3. der Ersten Wassersicherstellungsverord-

nung vom 31. März 1970 (BGBl. I S. 357),

4. der Landesverordnung über die Aner-

kennung als Kur- oder Erholungsort vom

7. Dezember 1990 (GVOBl. Schl.-H.

S. 654), zuletzt geändert gemäß Verord-

nung vom 24. Oktober 1996 (GVOBl.

Schl.-H. S. 652),

5. der Landesverordnung zur Verhütung

übertragbarer Krankheiten vom 19. Janu-

ar 1988 (GVOBl. Schl.-H. S. 52), geändert

durch Landesverordnung vom 22. Fe-

bruar 2001 (GVOBl. Schl.-H. S. 35),

6. der Landesverordnung über das Lei-

chenwesen vom 30. November 1995

(GVOBl. Schl.-H. S. 395, ber. 1996 S.

231), geändert gemäß Verordnung vom

24. Oktober 1996 (GVOBl. Schl.-H. S.



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode Drucksache 15/1403

- 13 -

652),

7. dem Arzneimittelgesetz in der Fassung

der Bekanntmachung vom 11. Dezem-

ber 1998 (BGBl. I S. 3586), zuletzt geän-

dert durch Artikel 2 § 10 des Gesetzes

vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), und

den hierzu erlassenen Verordnungen,

8. dem Betäubungsmittelgesetz in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 1. März

1994 (BGBl. I S. 358), zuletzt geändert

durch Verordnung vom 27. Septem-

ber 2000 (BGBl. I S. 1414), und den hier-

zu erlassenen Verordnungen,

9. der Ersten Durchführungsverordnung

Heilpraktikergesetz vom 18. Februar 1939

(RGBl. I S. 259), zuletzt geändert gemäß

Verordnung vom 24. Oktober 1996

(GVOBl. Schl.-H. S. 652),

10. der Hebammenberufsverordnung vom

24. Februar 1997 (GVOBl. Schl.-H.

S. 141), geändert durch Verordnung vom

9. Dezember 1997 (GVOBl. Schl.-H.

S. 507),

11. der Verordnung über die Gewährleistung

eines Mindesteinkommens für Hebammen

vom 13. Mai 1961 (GVOBl. Schl.-H.

S. 98), zuletzt geändert gemäß Artikel 6

der Verordnung vom 24. Oktober 1996

(GVOBl. Schl.-H. S. 652),

soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas

anderes bestimmt ist.
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§ 12

Gesundheitsberufe

§ 12

Gesundheitsberufe

(1) Wer selbstständig einen Gesundheitsbe-

ruf ausübt, hat dies dem Kreis oder der

kreisfreien Stadt zu melden, soweit nicht eine

solche Verpflichtung nach anderen Rechts-

vorschriften gegenüber anderen Behörden

besteht.

unverändert

(2) Die Kreise und kreisfreien Städte können

die Berechtigung zur Ausübung der Gesund-

heitsberufe und zur Führung der Berufsbe-

zeichnung überwachen, soweit nicht andere

Behörden zuständig sind.

§ 13

Amtliche Bescheinigungen,

Zeugnisse, Gutachten

§ 13

Amtliche Bescheinigungen,

Zeugnisse, Gutachten

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte stellen

amtliche Bescheinigungen, Zeugnisse und

Gutachten aus, soweit dies durch Bundes-

oder Landesrecht vorgeschrieben ist.

unverändert

(2) Die Kreise und kreisfreien Städte können

niedergelassenen oder anderen Ärztinnen

und Ärzten mit deren Einverständnis die

Wahrnehmung von Aufgaben nach Absatz 1

übertragen.
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Abschnitt III

Verordnungsermächtigungen,

Überwachungsbefugnisse,

Datenschutz, Ordnungswid-

rigkeiten, Kosten

Abschnitt III

Verordnungsermächtigungen,

Überwachungsbefugnisse, Da-

tenschutz, Ordnungswidrigkei-

ten, Kosten

§ 14

Verordnungsermächtigungen

unverändert

Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesund-

heit und Verbraucherschutz wird ermächtigt,

1. die Anforderungen der Hygiene an Aus-

stattung und Betrieb von Einrichtungen

des Badewesens, insbesondere an die

Beschaffenheit des Wassers sowie der

Strände und Ufer von Badestellen an o-

berirdischen Gewässern und an Küsten-

gewässern, sowie die Überwachung durch

die Kreise und kreisfreien Städte,

2. die Gesundheitsberufe im Sinne des § 12

sowie Inhalt, Form und Abgabetermin der

Meldungen nach § 12 Abs. 1,

3. die Ausbildung und Prüfung für nicht

bundesgesetzlich geregelte Gesundheits-

berufe insbesondere hinsichtlich

a) des Ziels der Ausbildung

b) der Zugangsvoraussetzungen,

c) der Form, der Dauer und des Inhalts

der Ausbildung,

d) der staatlichen Anerkennung von

Ausbildungseinrichtungen,
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e) der Berufsbezeichnung,

f) der Prüfung,

g) der Erlaubniserteilung und

4. im Benehmen mit den betroffenen Kreisen

und kreisfreien Städten die nach § 6 Abs.

3 notwendige Erhebung personenbezo-

gener Daten, deren Erhebungsgebiet ü-

ber die Grenzen einzelner Kreise oder

kreisfreier Städte hinausgeht,

durch Verordnung zu bestimmen.

§ 15

Überwachungsbefugnisse

(1) Im Rahmen ihrer Aufgaben nach diesem

Gesetz treffen die Kreise und kreisfreien

Städte die nach pflichtgemäßem Ermessen

notwendigen Maßnahmen zur Abwehr von

Zuwiderhandlungen gegen Rechtsvorschrif-

ten.

(2) Zur Durchführung von Überwachungs-

maßnahmen der Kreise und kreisfreien

Städte sind die mit der Überwachung beauf-

tragten Personen befugt,

1. die für die Einrichtung oder die Tätigkeit

genutzten Grundstücke, Arbeits-, Be-

triebs- und Geschäftsräume sowie Fahr-

zeuge und Anlagen während der üblichen

Betriebs- und Geschäftszeiten zu betreten

und zu untersuchen,

2. zur Verhütung und Abwehr dringender

Gesundheitsgefahren für die Bevölkerung

die in Nummer 1 genannten Grundstücke,
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Räume sowie Fahrzeuge und Anlagen

auch außerhalb der dort genannten Zei-

ten zu betreten und zu untersuchen,

3. Proben zu fordern und zu entnehmen.

(3) Personen, die über die zur Durchführung

der Überwachung beachtlichen Tatsachen

Auskünfte geben können, sind verpflichtet,

die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und

die erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

(4) Die Betriebsinhaberin oder der Betriebs-

inhaber, eine stellvertretende oder beauf-

tragte Person oder die Inhaberin oder der

Inhaber der tatsächlichen Gewalt sind ver-

pflichtet, die Amtshandlungen nach Absatz 2

zu dulden und den Zugang zu ermöglichen.

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der

Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes)

wird insoweit eingeschränkt.

(5) Sind Einrichtungen, die der Überwachung

durch die Kreise und kreisfreien Städte un-

terliegen, auch von anderen Behörden zu

beaufsichtigen oder zu überwachen, be-

schränkt sich die Überwachung durch die

Kreise und kreisfreien Städte auf eine Mitwir-

kung bei den Maßnahmen der anderen Be-

hörden. Begehungen und Ortsbesichtigun-

gen anderer Behörden sollen gemeinsam mit

den Behörden der Kreise und kreisfreien

Städte durchgeführt werden; dies gilt nicht im

Falle des § 10 Abs. 2.
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§ 16

Datenschutz

(1) Die Träger des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes dürfen personenbezogene Da-

ten, die ihnen im Zusammenhang mit der Ge-

sundheitsberichterstattung, Beratungen, Un-

tersuchungen, Überwachungen oder sonsti-

gen Maßnahmen bekannt werden, nur verar-

beiten, soweit dies

1. zur rechtmäßigen Erfüllung von Aufgaben

des Öffentlichen Gesundheitsdienstes

erforderlich ist,

2. durch Rechtsvorschrift vorgesehen ist,

3. erforderlich ist zur Abwehr einer Gefahr

für Leben, Gesundheit oder Freiheit der

betroffenen oder einer dritten Person und

die Gefahr nicht auf andere Weise besei-

tigt werden kann,

4, erforderlich ist zur Verfolgung von

Verbrechen und das öffentliche Interesse

an der Strafverfolgung das Geheimhal-

tungsinteresse der betroffenen Person

erheblich überwiegt oder

5. für die Rechnungsprüfung und für Orga-

nisationsuntersuchungen erforderlich ist

und überwiegende schutzwürdige Interes-

sen der betroffenen Person nicht entge-

genstehen.

Im Übrigen dürfen personenbezogene Daten

nur verarbeitet werden, wenn die betroffene

Person eingewilligt hat; für die Einwilligung

gelten die Bestimmungen des Landesdaten-
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schutzgesetzes.

(2) Die Träger des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes dürfen personenbezogene Da-

ten nur übermitteln

1. in den Fällen des Absatzes 1 oder

2. soweit dies zur Unterrichtung von Perso-

nen, denen die gesetzliche Vertretung

obliegt, erforderlich ist.

Einer Übermittlung steht die Weitergabe von

personenbezogenen Daten an Personen und

Stellen innerhalb einer Behörde, die nicht

unmittelbar mit Aufgaben nach Absatz 1  be-

fasst sind, gleich. Personen und Stellen, de-

nen personenbezogene Daten übermittelt

worden sind, dürfen diese nur für den Zweck

verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihnen

befugt übermittelt worden sind; im Übrigen

haben sie diese in demselben Umfang ge-

heim zu halten wie die übermittelnde Person

oder Stelle selbst.

(3) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Trä-

gern des Öffentlichen Gesundheitsdienstes

dürfen personenbezogene Daten, die ihnen

im Rahmen einer Beratung oder zu sonstigen

Zwecken ohne rechtliche Verpflichtung an-

vertraut worden sind, nur im Rahmen dieser

Zweckbestimmung verarbeiten, eine Weiter-

gabe ist nur in den Fällen des Absatzes 1

Satz 1 Nr. 2 und 3 und Satz 2 zulässig.

(4) Die Träger des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes treffen die nach den §§ 5 und 6

des Landesdatenschutzgesetzes erforderli-

chen Maßnahmen. Die innerbehördliche Or-

ganisation ist so zu gestalten, dass Geheim-

haltungspflichten, insbesondere die ärztliche
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Schweigepflicht, gewahrt werden.

(5) Geheimhaltungs- und Verschwiegenheits-

pflichten nach anderen Rechtsvorschriften

bleiben unberührt.

§ 17

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich

oder fahrlässig

1. der Meldepflicht nach § 12 Abs. 1 nicht

nachkommt,

2. entgegen § 15 Abs. 3 die erforderlichen

Auskünfte nicht erteilt oder Unterlagen

nicht vorlegt,

3. entgegen § 15 Abs. 4 die Amtshandlun-

gen nach § 15 Abs. 2 nicht duldet oder

den Zugang nicht ermöglicht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer

Geldbuße bis zu 2.500 Euro geahndet wer-

den.

§ 18

Kosten

(1) Für die Tätigkeit ihrer Behörden nach

diesem Gesetz erheben Gebühren und Aus-

lagenerstattung

1. das Land nach dem Verwaltungskosten-

gesetz des Landes Schleswig-Holstein

und
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2. die Kreise und kreisfreien Städte nach

dem Kommunalabgabengesetz mit der

Maßgabe, dass gebührenpflichtig und

auslagenerstattungspflichtig auch ist, wer

einer besonderen Überwachung nach

diesem Gesetz unterliegt.

Abweichende Rechtsvorschriften bleiben un-

berührt.

(2) Für Informations-, Beratungs- und

Betreuungsleistungen nach § 8 Abs. 1 und §

9 sowie für Leistungen nach § 7 Abs. 1 und 2

werden Gebühren und Auslagenerstattung

nach dem Verwaltungskostengesetz sowie

nach dem Kommunalabgabengesetz des

Landes Schleswig-Holstein nicht erhoben.

Abschnitt IV

Inkrafttreten

Abschnitt IV

In-Kraft-Treten

§ 19

Inkrafttreten

§ 19

In-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2002 in

Kraft.

unverändert

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft

1. das Gesetz über den öffentlichen Ge-

sundheitsdienst - Gesundheitsdienst-Ge-

setz - (GDG) vom 26. März 1979 (GVOBl.

Schl.-H. S. 224),

2. das Jugendzahnpflegegesetz vom 24. Ok-

tober 1966 (GVOBl. Schl.-H. S. 243),

3, die Landesverordnung zur Durchführung

des Jugendzahnpflegegesetzes vom 30.
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November 1968 (GVOBl. Schl.-H. S. 358),

(3) § 14 tritt am Tag nach der Verkündung in

Kraft.


